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DIE STÄRKUNG DES EUROPÄISCHEN SOZIALMODELLS ALS PRODUKTIVITÄTSFAKTOR – DIE ROLLE INTERNATIONALER ARBEITSNORMEN
Europa weist die höchste Rate an Ratifizierungen grundlegender Übereinkommen der ILO auf. Seit der kürzlich erfolgten Ratifizierung dreier Übereinkommen durch Lettland bleiben nur noch zwei Fälle übrig, in denen eines der acht Kernabkommen von einem Mitgliedstaat der Europäischen Union nicht ratifiziert wurde. Die Rate für Europa im weiteren Sinne (einschließlich Zentralasien) ist eben​falls hoch. Wir haben demnach die vollständige Ratifizierung der Übereinkommen zu Vereini​gungs​freiheit, Kollektivverhandlungen, Zwangs- und Kinderarbeit und Diskriminierung beinahe erreicht.

Die Frage der Umsetzung ist hingegen komplizierter, da wir es in diesem weitergefassten Europa mit einem der offenkundigsten Fälle von Verstößen gegen grundlegende Übereinkommen zu tun haben, nämlich mit Belarus und den Übereinkommen Nr. 87 und 98 über die Vereinigungsfreiheit bzw. das Recht auf Kollektivverhandlungen.

Gestern deutete ich an, dass wir immer in der Defensive zu sein scheinen und dass wir vielleicht nicht merkten, dass wir in der Offensive waren, als wir es tatsächlich waren. In den späten 40ern und frühen 50ern des 20. Jahrhunderts waren wir klar in der Offensive, als viele dieser grundlegenden Überein​kommen verabschiedet wurden. Das war die Zeit, in der ein demokratisches Wohlfahrtsstaatsmodell auf der Grundlage der Marktwirtschaft entwickelt wurde.

Mir schaudert es bei dem Gedanken, die Inhalte dieser grundlegenden Übereinkommen heute wieder neu aushandeln zu müssen (wenn dies denn der Fall wäre). Diese sind mittlerweile Teil dessen, was ich unseren "acquis mondial" nennen würde, der durch die Maßnahmen zur Erklärung der ILO über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 1998 zementiert worden ist.

Was bleibt, ist die umfassendere Frage, wie die Grundlage des europäischen Sozialmodells - oder, aus globaler Sicht, der Ansatz "menschenwürdige Arbeit" - durch andere Normen gestärkt werden kann, die aus unterschiedlichen Gründen nicht der Kategorie der "Kern-" oder "grundlegenden" Normen zugeordnet worden sind. Das Recht auf Gesundheit und Sicherheit, soziale Sicherheit und Sozial​schutz, dreigliedrige Zusammenarbeit sowie die Förderung von frei gewählter, produktiver Vollzeit​beschäftigung sind keine untergeordneten Rechte, auch wenn der handelsorientierte Kontext Mitte der 1990er Jahre keine Möglichkeit ließ, diese Rechte in einer kurzen Liste grundlegender Rechte zu erfassen.

Sie sind Bestandteil einer Reihe von Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften und von Initiativen für die soziale Verantwortung der Unternehmen. Die Handelspolitik einiger Staaten (z.B. der USA) nehmen auf sie Bezug. Sie werden übrigens von der dreigliedrigen ILO-Erklärung zu multinationalen Unternehmen und Sozialpolitik von 1977 sowie von den OECD-Leitlinien für multinationale Unternehmen von 1976, zwei parallel laufenden Instrumenten, erfasst.

Dies könnte zu einer langen Diskussion führen, die vom heutigen Thema eher ablenken würde. Ich bin jedoch überzeugt, dass die einzelnen Elemente des Ansatzes "menschenwürdige Arbeit" (wie jedes strategische Ziel der ILO) eine stärkere Rechtsgrundlage benötigen.

Hierzu gibt es verschiedene Wege. Es könnten Umfragen zu den bestehenden Instrumenten durchge​führt werden (die nicht nur Normen, sondern auch andere Leitlinien, Leitfäden und Politiken berück​sichtigen), um zu erläutern, wie die richtige Mischung aus normativer und sonstiger Tätigkeit aus​sehen könnte. So scheint das ILO-Abkommen Nr. 102 bezüglich sozialer Sicherheit kompliziert und wurde noch nicht von vielen Staaten ratifiziert; andere Abkommen wurden sogar noch seltener rati​fiziert. Und doch ist es möglich, ein Aktionsprogramm zu entwerfen, das die grundlegenden Prinzi​pien auch für solche Fälle aufgreift, in denen eine Ratifizierung aus dem einen oder anderen Grund nicht erfolgt.

Auf der internationalen Arbeitskonferenz haben wir gerade die bestehenden, aktuellen Instrumente durch ein neues Abkommen über die Notwendigkeit der Einrichtung und Verwaltung nationaler Systeme für Sicherheit und Gesundheit am Arbeitplatz ergänzt. Für den Sektor der Seeschifffahrts​industrie haben wir den Weg der "Konsolidierung" eingeschlagen, im Rahmen dessen ein umfas​sen​des Übereinkommen ausgehandelt wurde, das über 60 Instrumente ersetzt.

Es gibt viele Gründe dafür, nicht bei den grundlegenden Übereinkommen oder Kernarbeitsnormen aufzuhören. Es sollte vielmehr an der Zeit sein, mit der Schaffung eines umfassenden Werkzeugs fortzufahren, um die verschiedenen Aspekte menschenwürdiger Arbeit zu behandeln. Einige von ihnen können die Form von Instrumenten (Abkommen, Empfehlungen), andere eher die von Leit​linien oder gemeinsam verabschiedeter politischer Rahmenwerke annehmen.

Wir müssen auch vermehrt über die Art der Normen nachdenken, die benötigt werden. Ich sehe über die Jahre hinweg einen Trend weg von "quantitativen" hin zu "befähigenden" Normen. Obwohl es in dieser Richtung Schwierigkeiten gibt, muss sie erforscht werden. Bis vor zehn Jahren erstreckten sich Arbeitsabkommen für die Seeschifffahrt noch auf einige Aspekte der Lohnzahlung für Schiffs​personal, was sich 1996 änderte.

Wir stehen wahrscheinlich vor wachsenden Schwierigkeiten, wenn es um die weltweite Festlegung spezifischer Schutzniveaus geht. Vielleicht lassen sich diese auch durchsetzen, was jedoch Schwierig​keiten mit der Ratifizierung und Umsetzung mit sich bringt und in der Praxis ein zweistufiges System schafft.

Über bestimmte Themen lässt sich nicht verhandeln, und das muss auch so bleiben. So gibt es z.B. zweifelsohne schlimmste Formen der Kinderarbeit (Prostitution und Pornografie, Sklaverei, Zwangs​arbeit, Verwendung von Kindern in militärischen Konflikten oder Drogenhandel). Diese Bezeichnung erstreckt sich auch auf gefährliche Arbeit, womit sie in einen Bereich fällt, der auf nationaler Ebene verhandelt wird. Das Abkommen Nr. 182 gegen schlimmste Formen der Kinderarbeit (1999) geht Hand in Hand mit der entsprechenden Empfehlung, die Festlegung gefährlicher Arbeitsformen zu ermöglichen, die unter das Abkommen fallen.

Vielleicht werden wir in der Zukunft mehr Gewicht auf die Methode legen müssen, mit der das tatsächliche Schutzniveau bestimmt wird, und weniger auf das Schutzniveau selbst. Dies würde das Recht auf Schutz stärken. Desgleichen würde die Rolle der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände in den Verhandlungen über das Schutzniveau gestärkt - die nötige und machbare, bezahlbare Höhe des Schutzes und des Gehalts.

Auf diese Weise würden wir internationale Arbeitsnormen als Rahmen und Werkzeug für die hochbe​gehrte Flexibilität einsetzen. Diese Normen sollen dazu dienen, die Reichweite und Obliegenheiten für die Aushandlung eines einvernehmlichen Ergebnisses festzulegen.
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